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Drucksache V/1922 


Schrlftlldier Bertdit 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Aufhebung des staatlichen Schleppmonopols 
auf den westdeutschen Kanälen 

— Drucksache V/1703 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 


Der Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung 
des staatlichen Schleppmonopols auf den westdeut- 
schen Kanälen — Drucksache V/1703 — ■ wurde in 
der 109. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
11. Mai 1967 an den Verkehrs aus schuß überwiesen. 

Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung vom 21. Juni 1967 beraten. 

In den letzten Jahren ist in der Binnenschiffahrt 
auf den westdeutschen Kanälen eine erhebliche Um- 
stellung eingetreten. Der Anteil der Güterbeförde- 
rung mit Schleppkähnen am Gesamtverkehr der Ka- 


nalschiffahrt zeigt eine stark rückläufige Tendenz, 
er ist von 75 Vo im Jahre 1950 auf 15'®/o im Jahre 
1965 zurückgegangen. Diese Entwicklung hat sich 
auch in der jüngsten Vergangenheit fortgesetzt. In- 
folge dieses Strukturwandels ist die Beibehaltung 
des staatlichen Schleppmonopols nicht mehr erfor- 
derlich. Der Bundesschleppbetrieb in Münster, der 
das staatliche Schleppmonopol bisher wahrgenom- 
men hat, wird zum 31. Dezember 1967 aufgelöst. 

Der Verkehrsausschuß hat aus den oben ange- 
führten Gründen den Gesetzentwurf mit überwie- 
gender Mehrheit angenommen. 


Berlin, den 21. Juni 1967 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf ■ — Drucksache V/1703 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Berlin, den 21. Juni 1967 


Der Verkehrsausschuß 


Seifriz 

Vorsitzender 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 
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